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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 10. Januar 1958 

6 — 61030— 1605/58 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes über die Wahl der 
Vertreter der Bundesrepublik zu den 
Europäischen Versammlungen 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister des Auswärtigen. 

Der Bundesrat hat in seiner 186. Sitzung am 20. Dezember 1957 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Im übrigen hat der Bundesrat die aus der Anlage 2 ersichtliche 
Empfehlung ausgesprochen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Wahl der Vertreter der Bundesrepublik zu den 
Europäischen Versammlungen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Die Vertreter der Bundesrepublik in der Be- 
ratenden Versammlung des Europarates und in der 
Versammlung der Westeuropäischen Union sowie 
deren Stellvertreter werden vorbehaltlich der in 
§ 2 getroffenen Regelung vom Deutschen Bundes- 
tag jeweils für die Dauer seiner Wahlperiode aus 
seiner Mitte gewählt. Die in Satz 1 bezeichneten 
Vertreter sind zugleich Vertreter der Bundesrepu- 
blik in der Versammlung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft, Europäischen Atomgemein- 
schaft und Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl. 

(2) Die Vertreter, die die Bundesrepublik dar- 
über hinaus in die Versammlung der drei in Ab- 
satz 1 Satz 2 bezeichneten Gemeinschaften zu ent- 
senden hat, werden in entsprechender Anwendung 
des Absatzes 1 gewählt. 

(3) Jeder Bundestag wählt innerhalb von sechs 
Wochen nach seinem ersten Zusammentritt die von 
ihm nach den Absätzen 1 und 2 zu berufenden 
Vertreter und die nach Absatz 1 Satz 1 zu berufen- 
den Stellvertreter. Das Mandat der vom vorange- 
gangenen Bundestag berufenen Vertreter und Stell- 
vertreter erlischt mit der Annahme der Wahl durch 
die vom neuen Bundestag Gewählten. 

§ 2 

(1) Je drei der in § 1 Abs. 1 genannten Vertreter 
und Stellvertreter sowie der in § 1 Abs. 2 genann- 


ten übrigen Vertreter werden vom Bundesrat aus 
seiner Mitte für die Dauer der Wahlperiode des 
Bundestages gewählt. Sie sind an Weisungen nicht 
gebunden. 

(2) Die Neuwahl der vom Bundesrat zu wählen- 
den Vertreter und Stellvertreter ist innerhalb des 
in § 1 Abs. 3 angegebenen Zeitraums durchzufüh- 
ren. 

§ 3 

Das Verfahren der Wahl sowie die Nachfolge im 
Falle des Ausscheidens eines Vertreters oder Stell- 
vertreters infolge Tod oder aus sonstigen Gründen 
bestimmt für die Anwendung von § 1 Abs. 1 und 2 
der Deutsche Bundestag, für § 2 der Bundesrat. 

§ 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Mit diesem Zeitpunkt tritt das Gesetz über 
die Wahl der Vertreter der Bundesrepublik zur 
Beratenden Versammlung des Europarates vom 
11. Juni 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 397) in der Fas- 
sung vom 4. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 779) 
außer Kraft; eine bei Inkrafttreten des vorliegenden 
Gesetzes bereits vorgenommene Wahl bleibt je- 
doch bis zu den Neuwahlen wirksam, die erstmalig 
unverzüglich nach Inkrafttreten der Verträge zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und der Europäischen Atomgemeinschaft, 
spätestens aber innerhalb von sechs Wochen nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes durchzuführen sind. 
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B e g r ü 
I. 

Das Inkrafttreten der Verträge zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Eu- 
ropäischen Atomgemeinschaft erfordert eine zu- 
sätzliche politische Tätigkeit von Vertretern der 
Bundesrepublik in den Europäischen Versammlun- 
gen. Im Zuge der Rationalisierung der Europäischen 
Versammlungen soll eine Verbindung zwischen 
ihnen hergestellt werden. Bis zur Verwirklichung 
der allgemeinen unmittelbaren Wahlen nach einem 
einheitlichen Verfahren in allen Mitgliedstaaten 
der europäischen Gemeinschaften erscheint es wün- 
schenswert, daß die Wahl der Vertreter der Bun- 
desrepublik in alle Europäischen Versammlungen 
durch Gesetz einheitlich geregelt wird. 

Artikel 138 Abs, 1 und 2 des Vertrages zur Grün- 
dung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

Artikel 108 Abs. 1 und 2 des Vertrages zur Grün- 
dung der Europäischen Atomgemeinschaft und 

Artikel 21 Abs. 1 und 2 des Vertrages zur Grün- 
dung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl in der Fassung des Artikels 2 Abs. 2 des 
Abkommens über gemeinsame Organe für die 
Europäischen Gemeinschaften regeln die parlamen- 
tarische Mitwirkung der Mitglieder nach folgenden 
Grundsätzen: 

1. Die Versammlung besteht aus Abgeordneten, die 
nach einem von jedem Mitgliedstaat bestimmten 
Verfahren von den Parlamenten aus ihrer Mitte 
zu ernennen sind, 

2. Die Zahl dieser Abgeordneten wird wie folgt 


festgesetzt: 

Deutschland 36 

Belgien 14 

Frankreich 36 

Italien 36 

Luxemburg 6 

Niederlande 14 


Die Außenminister der Mitgliedstaaten der drei 
europäischen Gemeinschaften haben sich zur Her- 
stellung organischer Verbindungen zwischen den 
Europäischen Versammlungen in einer gemein- 
samen Erklärung am 18. Juni 1957 in Brüssel (vgl. 
Anlage) verpflichtet, ihren nationalen Parlamenten 
zu gegebener Zeit Vorschläge für Maßnahmen zu 
unterbreiten, „mit denen sichergestellt werden 
kann, daß grundsätzlich die Hälfte der Abgeordne- 
ten eines jeden Parlaments in der Versammlung 
der europäischen Gemeinschaften aus Mitgliedern 
der Beratenden Versammlung des Europarates und 
der Versammlung der Westeuropäischen Union be- 
steht." 

Artikel 25 und 26 der Satzung des Europarates be- 
stimmen, daß die Beratende Versammlung aus Ver- 
tretern aller Mitglieder besteht, die von deren Par- 
lamenten gewählt oder nach einem von diesen Par- 
lamenten bestimmten Verfahren bezeichnet werden. 


n d u n g 

Im Europarat stellen an Abgeordneten u. a. 


die Bundesrepublik 18 

Frankreich 18 

Italien 18 

Belgien 7 

Niederlande 7 

Luxemburg 3 


Artikel IX des Vertrages über die Westeuropäische 
Union vom 23. Oktober 1954 bestimmt, daß die 
Versammlung dieser Organisation aus Vertretern 
der Mitglieder in der Beratenden Versammlung des 
Europarates besteht. 

Das Verfahren bei der Wahl der Vertreter der Bun- 
desrepublik zu den drei Europäischen Versamm- 
lungen sollte in Anlehnung an das im Gesetz über 
die Wahl der Vertreter der Bundesrepublik zur Be- 
ratenden Versammlung des Europarates nieder- 
gelegte Verfahren festgelegt werden. 


II. 

Die Beteiligung von Mitgliedern des Bundesrates 
an der parlamentarischen Arbeit der neuen Euro- 
päischen Gemeinschaften erscheint wünschenswert, 
da gesetzgeberische Kompetenzen auf die Europä- 
ischen Gemeinschaften übergehen und die Bestim- 
mungen, namentlich des Vertrages zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, unmittel- 
baren Einfluß auch auf den Bereich der Zuständig- 
keit der Länder ausüben. In den parlamentarischen 
Erörterungen um die Europaverträge hat der Bun- 
desrat von Anfang an diese Forderung mit Nach- 
druck erhoben, wobei er sich insbesondere auf die 
bundesstaatliche Struktur der Bundesrepublik be- 
rief. 

Der Bundesminister für Angelegenheiten des Bun- 
desrates und Bundesminister der Justiz hat anläß- 
lich der 181. Sitzung des Bundesrates vom 19. Juli 
1957 bei der Behandlung des Gesetzes zu den Ver- 
trägen zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Europäischen Atomgemeiii- 
schaft namens der Bundesregierung folgende 
Erklärung abgegeben: 

„Die Wahl der deutschen Abgeordneten der Ge- 
meinsamen Versammlung bedarf einer besonderen 
gesetzlichen Regelung, bei der auch auf die wün- 
schenswerte Verbindung zwischen der Gemein- 
samen Versammlung, der Beratenden Versammlung 
des Europarates und der Versammlung der West- 
europäischen Union Bedacht zu nehmen ist. Nach 
Auffassung der Bundesregierung sollte der Bundes- 
rat in der Gemeinsamen Versammlung angemessen 
vertreten sein. Der von der Bundesregierung vor- 
zulegende Gesetzentwurf über die Wahl der deut- 
schen Abgeordneten der Gemeinsamen Versamm- 
lung wird dieser Erklärung entsprechen und so ge- 
staltet werden, daß der Wunsch des Bundesrates 
im Gesetzgebungsverfahren verwirklicht werden 
kann." 
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Die Beteiligung des Bundesrates an der Entsendung 
von Vertretern der Bundesrepublik in die Europä- 
ischen Versammlungen hält sich im Rahmen des 
Artikels 138 des Vertrages zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und des Ar- 
tikels 108 des Vertrages zur Gründung der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft, In den übrigen Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften wer- 
den im übrigen zu den bisher bestehenden Euro- 
päischen Versammlungen Vertreter aus beiden an 
der Gesetzgebung beteiligten Körperschaften ent- 
sandt. 

Es ist vorgesehen, daß der Bundestag 30, der Bun- 
desrat 6 Vertreter der Bundesrepublik in die Ver- 
sammlung der Europäischen Gemeinschaften ent- 
senden. 15 dieser Abgeordneten des Bundestages 
und 3 dieser Mitglieder des Bundesrates sollten 
gleichzeitig Vertreter der Bundesrepublik in der 
Beratenden Versammlung des Europarates sein. 
Eine Stellvertretung der Abgeordneten der Ver- 
sammlung der Europäischen Gemeinschaften ist 
nicht vorgesehen. Für die Vertreter der Bundes- 
republik in der Beratenden Versammlung des 
Europarates können jedoch Stellvertreter bestellt 
werden. Der Bundestag sollte somit weitere 15, der 
Bundesrat weitere 3 Mitglieder als Stellvertreter 
für die letztgenannte Versammlung wählen. Die 
Bundesregierung hat sich bei der Festlegung der in 


DIE AUSSENMINISTER DES KÖNIGREICHS 
BELGIEN, DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCH- 
LAND, DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK, DER 
ITALIENISCHEN REPUBLIK, DES GRÖSSHER- 
ZÖGTUMS LUXEMBURG UND DES KÖNIG- 
REICHS DER NIEDERLANDE, 

IN ANBETRACHT der auf der Konferenz in Rom 
am 25. März 1957 angenommenen Entschließung 
betreffend die Herstellung organischer Verbindun- 
gen zwischen den Europäischen Versammlungen, 

IN DER ERWÄGUNG, daß die auf der Grundlage 
dieser Entschließung im Gang befindlichen Unter- 
suchungen weitergeführt und unter Mitarbeit der 
neuen Organe unmittelbar nach Inkrafttreten der 
Verträge zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und der Europäischen Atom- 
gemeinschaft abgeschlossen werden, 

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG der von den ver- 
schiedenen Europäischen Versammlungen zum Aus- 
druck gebrachten Wünsche, 

ENTSCHLOSSEN, darauf hinzuwirken, daß die 
Abgeordneten der Mitgliedstaaten der Europäischen 


§ 2 des Entwurfs vorgesehenen Zahlen für die Ent- 
sendung von Mitgliedern des Bundesrates in die 
Europäischen Versammlungen von der Erwägung 
leiten lassen, daß das Schwergewicht beim Bundes- 
tag liegen muß und auch angesichts der Zahl der 
Mitglieder des Bundestages im Verhältnis zum 
Bundesrat eine Überschreitung des für den Bundes- 
rat vorgesehenen Anteils nicht angemessen er- 
scheint. 

Die Institution der europäischen Abgeordneten ver- 
bietet eine Bindung an Weisungen jeder Art. Für 
die vom Bundestag gewählten Mitglieder braucht 
insoweit im Hinblick auf Artikel 38 GG keine be- 
sondere Regelung getroffen zu werden. In bezug 
auf die Bundesratsmitglieder besteht für die in § 2 
Abs. 1 des Entwurfs enthaltene Bestimmung ein 
gewisses Vorbild in Artikel 77 Abs. 2 Satz 3 GG. 

Die Wahl der Vertreter der Bundesrepublik in die 
Europäischen Versammlungen im Bundestag und 
Bundesrat sollte zum gleichen Zeitpunkt erfolgen. 
Daraus ergibt sich, daß auch der Bundesrat zu Be- 
ginn jeder Legislaturperiode seine Mitglieder neu 
bestellen sollte. 

Das Gesetz über die Wahl der Vertreter der Bun- 
desrepublik zur Beratenden Versammlung des Eu- 
roparates wird durch die neue Regelung gegen- 
standslos und ist aufzuheben. 


Anlage 
zur Begründung 


Gemeinschaften in der Beratenden Versammlung 
des Europarates und in der Versammlung der West- 
europäischen Union einerseits sowie in der Ver- 
sammlung dieser Gemeinschaften andererseits mög- 
lichst aus den gleichen Personen bestehen, 

VERPFLICHTEN SICH, ihren nationalen Parla- 
menten zu gegebener Zeit den Vorschlag zu unter- 
breiten, die Maßnahmen zu ergreifen, mit denen 
sichergestellt werden kann, daß grundsätzlich die 
Hälfte der Abgeordneten eines jeden Parlaments in 
der Versammlung der Europäischen Gemeinschaf- 
ten aus Mitgliedern der Beratenden Versammlung 
des Europarates und der Versammlung der West- 
europäischen Union besteht. In bezug auf die Ver- 
tretung des belgischen, luxemburgischen und nie- 
derländischen Parlaments, das in den vorgenannten 
Versammlungen jeweils über eine geringere Zahl 
von Abgeordneten verfügt, was deren Teilnahme 
an allen Arbeiten der Versammlungen und ihrer 
Ausschüsse erschwert, besteht jedoch Einverneh- 
men darüber, daß sich die Personengleichheit auf 
ein Drittel der Abgeordneten beschränken kann. 


Brüssel, den achtzehnten Juni neunzehnhundert- 
siebenundfünfzig 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 20. Dezember 1957 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 28. November 1957 — 6 — 61030 — 
4706/57 V — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat 
in seiner 186. Sitzung am 20, Dezember 1957 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, gegen den 

Entwurf eines Gesetzes über die Wahl der 
Vertreter der Bundesrepublik zu den 
Europäischen Versammlungen 

keine Einwendungen zu erheben. 

Ferner wird die Bundesregierung gebeten, im weiteren Ver- 
lauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, ob der Entwurf 
aus redaktionellen Gründen nicht die aus der Anlage ersicht- 
liche Fassung erhalten sollte. 


Brandt 
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Empfehlung des Bundesrates 


1. Folgende Neufassung der §§ 1 bis 3 wird vor- 
geschlagen: 

„§ 1 

(1) Die Vertreter der Bundesrepublik in der 
Beratenden Versammlung des Europarates und 
in der Versammlung der Westeuropäischen 
Union sowie deren Stellvertreter werden von 
Bundestag und Bundesrat gewählt. 

(2) Der Bundestag wählt aus seiner Mitte . . . 
Vertreter und deren Stellvertreter, Der Bundes- 
rat wählt aus seiner Mitte . . . Vertreter und de- 
ren Stellvertreter, 

§ 2 

(1) Die Vertreter der Bundesrepublik in der 
Beratenden Versammlung des Europarates und 
in der Versammlung der Westeuropäischen 
Union sind zugleich Vertreter der Bundesrepu- 
blik in der Versammlung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft, Europäischen Atomgemein- 
schaft und Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl, 

(2) Von den weiteren Vertretern der Bundes- 
republik in der Versammlung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft, Europäischen Atom- 
gemeinschaft und Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl werden . , , vom Bundesrat aus 


seiner Mitte, die übrigen vom Bundestag aus 
seiner Mitte gewählt, 

§ 2a 

(1) Die in § 1 und in § 2 genannten Vertreter 
der Bundesrepublik und deren Stellvertreter wer- 
den jeweils auf die Dauer der Wahlperiode des 
Bundestages gewählt. 

(2) Die Wahl der Vertreter und der Stellver- 
treter ist innerhalb von sechs Wochen nach dem 
ersten Zusammentritt des neugewählten Bundes- 
tages vorzunehmen, 

(3) Das Mandat der Vertreter und Stellvertre- 
ter erlischt mit der Annahme der Wahl durch die 
auf die Dauer der nächsten Wahlperiode gewähl- 
ten Vertreter und Stellvertreter, 

(4) Im übrigen regeln Bundestag und Bundes- 
rat ihr Verfahren bei der Wahl selbst. Sie regeln 
auch die Nachfolge für einen von ihnen gewähl- 
ten Vertreter oder Stellvertreter bei vorzeitigem 
Ausscheiden durch Tod oder aus anderen Grün- 
den, 

§ 3 

Die zu Vertretern der Bundesrepublik oder zu 
deren Stellvertretern gewählten Mitglieder des 
Bundesrates sind an Weisungen nicht gebunden.'' 

2. § 4 bleibt unverändert. 
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